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1. Einleitung

Das neue europaische System der Economic Governance, das sukzes-
sive von der EU und ihren Mitgliedsstaaten zur Durchsetzung der Austeri-
tatspolitik und von ,Strukturreformen® etabliert wurde, hat die Rahmenbe-
dingungen nationaler Tarifpolitik fundamental verandert. Prozedural schuf
es durch die neu eingefiihrten Mechanismen der Uberwachung, Sanktio-
nen und intensivierten Koordinierung die Voraussetzung fur eine zuneh-
mende Verlagerung der Entscheidungsbefugnisse von der nationalen auf
die europaische Ebene, wodurch der politische Handlungsspielraum na-
tionaler Akteure massiv eingeschrankt wurde. Inhaltlich macht das neue
System der Economic Governance mit seinem einseitigen Fokus auf Aus-
teritat und preisliche Wettbewerbsfahigkeit Lohne — oder genauer die nach
unten gerichtete Flexibilitdt von Léhnen — zur zentralen Anpassungsvaria-
ble der derzeit bestehenden makrodkonomischen Ungleichgewichte. Das
Zusammenspiel dieser beiden Prozesse ermdglicht den europaischen In-
stitutionen (Europdische Kommission, Europaische Zentralbank (EZB)
und Europaischer Rat) die direkte Intervention in nationale Tarifpolitiken,
indem sie auf Lohnkurzungen und -stopps und die Dezentralisierung von
Tarifvertragssystemen drangen. Das neue System der Economic Gover-
nance steht daher fir einen Paradigmenwechsel von der Akzeptanz der
Tarifautonomie hin zur direkten politischen Intervention in nationale Ver-
handlungsergebnisse und -prozesse.

Die in diesem Artikel vorgenommene Analyse dieses Paradigmenwech-
sels und seiner Auswirkungen fir nationale Tarifpolitiken erfolgt in drei
Schritten. Zunachst wird die Entwicklung des neuen Systems der Econo-
mic Governance kurz skizziert, um zu verdeutlichen, wie die europaische
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Politik mit der Einflihrung immer neuer Governance-Elemente Schritt fur
Schritt ihren Zugriff auf nationale Lohnpolitiken und Tarifvertragssysteme
ausweitete. Darauf aufbauend werden im empirischen Hauptteil dieses
Beitrags die zentralen Auswirkungen des supranationalen lohnpolitischen
Interventionismus in den Bereichen 6ffentlicher Dienst, Mindestléhne, De-
zentralisierung von sektoralen Tarifverhandlungssystemen und der gene-
rellen Lohnentwicklung dargestellt. Der abschlieRende Teil dieses Bei-
trags behandelt im Wesentlichen zwei Fragen: Welche Zukunft hat eine
europaische Lohnpolitik unter den veranderten politischen und ékonomi-
schen Rahmenbedingungen? Und zweitens: Was sind die strategischen
Optionen von Gewerkschaften, um dieser Politik eines europaischen lohn-
politischen Interventionismus zu begegnen?

2. Die Rolle der Lohnpolitik im Rahmen der neuen
europiischen Economic Governance

Der Vertrag Uber die Arbeitsweise der Europaischen Union (AEUV, Arti-
kel 153.5) schlief3t eigentlich jegliche Kompetenzen der EU im Bereich der
Lohnpolitik explizit aus. Diese Bestimmung wurde zum ersten Mal 1991 im
Rahmen des sog. Sozialprotokolls des Maastrichter Vertrages eingefiihrt
und spater als Teil des Sozialkapitels in den Amsterdamer Vertrag von
1997 integriert. Paradoxerweise erfolgte der Ausschluss der Tarifpolitik
aus dem Kompetenzbereich der EU zeitgleich mit der Entscheidung zur
Grindung einer Europaischen Wahrungsunion. Letztere fihrte nicht nur
zu einer neuen Dimension der europaischen dkonomischen Integration,
sondern sie schuf auch ein neues makrookonomisches Regime, das neue
Bedingungen und Herausforderungen flr nationale Lohnpolitiken defi-
nierte.’

Der existierende rechtliche Rahmen hat die europaischen Institutionen
wie zum Beispiel die Europaische Kommission, die EZB oder auch den
Europaischen Rat nie davon abgehalten, allgemeine Erklarungen oder
Empfehlungen zur Lohnpolitik abzugeben. Die seit 1993 regelmaRig von
Kommission und Rat verabschiedeten ,,Grundzige der Wirtschaftspolitik*
beinhalteten zum Beispiel immer wieder die Forderung nach einer mode-
raten und starker differenzierten Lohnentwicklung. Darlber hinaus wurde
1999 der sog. Makrodkonomische Dialog eingefiihrt als ein Forum fir den
Meinungsaustausch zwischen Europaischem Rat, der Kommission, der
EZB sowie den Europaischen Organisationen der Arbeitgeber und der Ge-
werkschaften mit dem Ziel der ,Koordinierung der Wirtschaftspolitik und
Verbesserung des wechselseitigen Zusammenwirkens von Lohnentwick-
lung sowie der Geld-, Haushalts- und Finanzpolitik“.2 Letztendlich haben
insbesondere die europaischen Gewerkschaften seit dem Ende der
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1990er-Jahre immer wieder die Notwendigkeit einer europaweiten Koordi-
nierung der Tarifpolitik betont, um eine nach unten gerichtete Lohnkonkur-
renz zu vermeiden.3

Wenngleich diese friihen europdaischen Initiativen im Bereich der Lohn-
politik den politischen und 6konomischen Diskurs auf europaischer Ebene
beeinflussten, so fiihrten sie doch nie zu rechtlich verbindlichen Regelun-
gen. Wenn Uberhaupt, so war ihr Einfluss auf die tatsachliche tarifpoliti-
sche Praxis sehr begrenzt, da diese fast ausnahmslos in der Verantwor-
tung nationaler tarifpolitischer Institutionen verblieb. Diese Situation
anderte sich jedoch grundlegend mit der Einfiihrung des neuen Systems
der europdischen Economic Governance. Dieses umfasst eine Reihe
neuer politischer Regeln und Verfahren, die in Reaktion auf die 6konomi-
sche Krise seit 2008 eingeflihrt wurden und die auf eine verbindlichere
europdische Koordinierung der Wirtschaftspolitik abzielen.#

Ausgangspunkt der Entstehung des neuen Systems der européischen
Economic Governance war die im Jahr 2010 erfolgte Verabschiedung der
~Europa 2020“-Strategie, die insbesondere die Einflhrung des sog. ,Euro-
paischen Semesters” als einem jahrlichen Zyklus der europaischen Koor-
dinierung der Wirtschaftspolitik beinhaltete. Am Ende eines Semester-
Zyklus verabschiedet der Europaische Rat auf der Grundlage einer detail-
lierten 6konomischen Analyse —dem sog. Jahreswachstumsbericht — poli-
tische Empfehlungen fur die EU-Mitgliedslander. Diese Empfehlungen
mussen ihrerseits in sog. ,Nationale Reformprogramme® umgesetzt wer-
den, deren Wirksamkeit wiederum von der Europdischen Kommission
Uberprift wird.

Dieser jahrliche Zyklus der wirtschaftspolitischen Koordinierung wurde
2011 mit der Verabschiedung von fiinf Verordnungen und einer Richtlinie
—dem sog. ,Six-Pack”— weiter ausgebaut. Der Six-Pack enthalt zwei we-
sentliche Neuerungen zur Verbesserung der wirtschaftspolitischen Koor-
dinierung. Zum einen fuhrt er ein neues System zur intensiveren haus-
haltspolitischen und makrodkonomischen Uberwachung ein. Dieses
System beruht auf einem Warnmechanismus fir die frihzeitige Erken-
nung von makrodkonomischen Ungleichgewichten, in dessen Kontext die
Okonomische Entwicklung der EU-Staaten anhand von zuvor festgelegten
makrodkonomischen Zielmarken (dem sog. ,scoreboard”) Uberprift wird.
Zum anderen fUhrt der Six-Pack ein automatisches Verfahren fiir die Ver-
hangung finanzieller Sanktionen fiir die Lander ein, welche die auf der
Grundlage des Warnmechanismus ausgesprochenen politischen Emp-
fehlungen nicht einhalten. Vor diesem Hintergrund verlieren die europai-
schen politischen Empfehlungen ihren rein freiwilligen Charakter und er-
langen einen weitaus hdheren Grad an Verbindlichkeit.

Innerhalb des neuen Systems der Economic Governance spielt die
Lohnpolitik eine herausragende Rolle. Diese wurde durch die Verabschie-
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dung des Euro-Plus-Paktes 2011 noch starker hervorgehoben, indem die-
ser explizit Lohne als den zentralen Anpassungsmechanismus zur Uber-
windung der makro6konomischen Ungleichgewichte und zur Starkung der
Wettbewerbsfahigkeit definiert. Der Euro-Plus-Pakt fordert explizit eine
strenge Uberwachung der Lohnentwicklung und der Tarifvertragsinstitu-
tionen auf europaischer Ebene.5 Darliber hinaus beinhalten die von den
EU-Mitgliedsstaaten zu erflillenden makrodkonomischen Zielmarken ex-
plizit auch Lohnstiickkosten. Die im ,Scoreboard” diesbeziiglich festgeleg-
te Zielgrole liegt fir Mitglieder der Eurozone derzeit bei einem maximalen
Zuwachs von 9% Uber einen Zeitraum von drei Jahren (flr Lander aul3er-
halb der Eurozone liegt die Zielmarke bei 12% Zuwachs Uber drei Jahre).5

Durch das neue System der Economic Governance wuchs der Einfluss
der EU auf die nationale Lohnpolitik betrachtlich. Insbesondere aufgrund
des verbindlicheren Charakters der europaischen Politikempfehlungen,
da die Mitgliedsstaaten im Falle der Nichteinhaltung der Empfehlungen mit
finanziellen Sanktionen belegt werden kdnnen. Die potenzielle Reichweite
des neuen europaischen Interventionismus zeigt sich insbesondere in den
von der Krise am starksten betroffenen Landern, die auf finanzielle Hilfe
der EU und/oder des Internationalen Wahrungsfonds (IWF) angewiesen
sind. Im Tausch fur neue Kredite verpflichten sich diese Lander zur Durch-
fihrung weitreichender Reformen, die in den sog. ,Memorandums of Un-
derstanding“ mit der Troika (wie im Falle von Griechenland, Irland, Portu-
gal und Zypern) bzw. in den sog. ,Stand-By Arrangements® mit dem IWF
und der EU (wie in den Fallen Lettland, Ruméanien und Ungarn) festgelegt
sind. Die MaRnahmen, auf die sich diese Lander verpflichten mussten,
umfassen unter anderem weitreichende Arbeitsmarktreformen einschlief3-
lich einer Anderung der Lohnentwicklung und des Tarifverhandlungssys-
tems.”

Neben den sog. Troika- und IWF-Landern war auch Spanien, das finan-
zielle Hilfe flr seinen Finanzsektor erhielt, von dem neuen europaischen
Interventionismus betroffen. Obwohl sich der Rettungsplan fir Spanien
nicht auf die ganze Okonomie, sondern nur auf den Bankensektor bezog,
war er an ein Memorandum of Understanding geknlpft, in dem sich die
spanische Regierung zur Umsetzung der im Rahmen des Européischen
Semesters verabschiedeten landerspezifischen Empfehlungen — inklusive
grundlegender Arbeitsmarkreformen — verpflichtete.8 Davor praktizierte
die EZB eine eher ,informelle” Form der Intervention, indem sie den Kauf
von Staatsanleihen von der Durchflihrung politischer Reformen abhangig
machte. Das gleiche gilt fur Italien, wo im Herbst 2011 ein vertraulicher
Brief der EZB-Spitze an die Offentlichkeit gelangte, in dem die italienische
Regierung zu weitreichenden Strukturreformen (inklusive einer radikalen
Dezentralisierung von Tarifverhandlungen) aufgefordert wurde.® Seit dem
Herbst 2012 wurde diese Form der Intervention quasi offiziell, nachdem
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die EZB verkiindete, dass sie unbegrenzt Staatsanleihen aufkauft, wenn
sich das betroffene Land zur Durchfiihrung von politischen Reformen be-
reit erklart.

Nach dem im November 2012 von der Europaischen Kommission vorge-
legten ,Konzept fUr eine vertiefte und echte Wirtschafts- und Wahrungs-
union“19 sowie nach den Vorstellungen der deutschen Bundeskanzlerin
Angela Merkel (2013) bestlinde der nachste Schritt in der Entwicklung der
europaischen Economic Governance im Abschluss sog. ,Pakte fir Wett-
bewerbsfahigkeit* zwischen der Europaischen Kommission und den EU-
Mitgliedsstaaten, in denen sich letztere zur Durchflihrung ,struktureller
Reformen® verpflichten, die auch die Bereiche der Lohnpolitik und Tarif-
verhandlungen mit einschlief3en. Der Logik der bisherigen Memorandums
of Understanding folgend, wurde ein solches System von Wettbewerbsfa-
higkeitspakte zutreffend als , Troika flr alle“!" bezeichnet, das die derzeiti-
ge Praxis in den ,Rettungsschirmlandern® auf die ganze EU ausweiten
wirde.

3. Europiische Interventionen in nationale Lohnpolitiken

Zur Legitimierung der europaischen Intervention in nationale Lohnpoliti-
ken werden drei Hauptargumente angeflhrt. Zwei beziehen sich starker
auf die Makroebene und spiegeln die dominante Wahrnehmung der der-
zeitigen Krise in der EU als Schulden- und Wettbewerbskrise wider. Aus-
gangspunkt des neuen europaischen Interventionismus ist die Annahme,
dass nur eine strikte Austeritatspolitik zur Uberwindung der Schuldenkrise
fuhrt. Diese Vorstellung wurde zusatzlich untermauert durch die Annahme
des Fiskalpaktes im Marz 2012, der zu Recht als der Versuch interpretiert
wurde, den Austeritdtsansatz unumkehrbar zu machen.'2 Die Verfolgung
einer Austeritatspolitik hat unwillkirlich direkte Auswirkungen auf die
Lohnpolitik, da Arbeitskosten im 6ffentlichen Dienst oft einen betrachtli-
chen Teil des Staatsbudgets ausmachen. Vor diesem Hintergrund ist es
wenig Uberraschend, dass samtliche derzeitige Austeritdtsprogramme
Forderungen nach Lohnklrzungen und -stopps im &ffentlichen Dienst um-
fassen.

Der zweite Argumentationsstrang basiert auf der Annahme, dass die
wachsenden 6konomischen Ungleichgewichte zwischen sog. ,Uber-
schuss-“ und ,Defizitlandern® in Europa primar auf der unterschiedlichen
Entwicklung von Léhnen und Lohnstlckkosten beruhen, die wiederum zu
diametral entgegengesetzten Entwicklungen der nationalen Wettbe-
werbsfahigkeit fuhren. Vor der Einfuhrung der EWU hatten Defizitlander
die Moglichkeit, ihre Wettbewerbsfahigkeitsprobleme durch eine Abwer-
tung ihrer nationalen Wahrung zu |6sen. Da dies aber in der EWU per defi-
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nitionem ausgeschlossen ist, besteht der Lésungsansatz von weniger
wettbewerbsfahigen Landern in einer Strategie der ,internen Abwertung*
und dem Versuch, ihre Wettbewerbsfahigkeit durch eine Verringerung der
Arbeitskosten zu verbessern. In einer solchen Strategie fungiert die ,inter-
ne Abwertung*“ als funktionales Aquivalent zu einer Abwertung der natio-
nalen Wahrung.'® Die zentrale politische Schlussfolgerung, wie sie z. B.
von der EZB in ihrem 2012 publizierten Bericht ,Euro area labour markets
and the crisis“ formuliert wurde, besteht darin, dass die mangelnde Flexibi-
litdt der L6hne nach unten ein Hindernis bei der Wiederherstellung der
Wettbewerbsfahigkeit (und damit auch bei der Schaffung von Beschéfti-
gung) darstellt — und zwar insbesondere in den Léandern, die schon vor der
Krise externe Ungleichgewichte angehauft haben.’* Wahrend diese der-
zeit in der EU dominante Sehweise die Hauptverantwortung der 6konomi-
schen Anpassung bei den Defizitlandern sieht, existiert auch eine starker
keynesianisch gepragte Variante dieses Arguments. Danach sollten auch
die Uberschusslander (insbesondere Deutschland) eine starkere Rolle
spielen, indem sie fur starkere Lohnzuwéachse sorgen.'s Beiden Ansichten
gemeinsam ist jedoch die starke Fokussierung auf Lohne als der zentralen
(manchmal sogar der einzigen) Anpassungsvariable in der EWU.
Angesichts der stark wachsenden Arbeitslosigkeit in vielen europai-
schen Staaten, gewann zudem ein dritter eher mikro-orientierter Argu-
mentationsstrang an Bedeutung, der einer traditionellen neoklassischen
Perspektive folgend die derzeitige Arbeitslosigkeit primar als das Ergebnis
institutioneller Verkrustungen auf dem Arbeitsmarkt betrachtet. Ein Mus-
terbeispiel fir eine solche Sichtweise ist der von der Generaldirektion Wirt-
schaft und Finanzen (DG ECFIN) der Europaischen Kommission publi-
zierte Bericht ,Labour Market Developments in Europe 2012% der eine
umfassende Liste von ,beschaftigungsfreundlichen Reformen® enthalt.
Diese Liste umfasst neben verschiedenen Vorschlagen zur Deregulierung
des Arbeitsmarktes (z. B. Senkung der Arbeitslosenhilfe, Abbau des Kin-
digungsschutzes, Anhebung des Renteneintrittsalters) ein eigenes Unter-
kapitel mit Forderungen zur Reform des Tarifverhandlungssystems, das
folgende Punkte enthalt:
® Senkung des gesetzlichen und tarifvertraglich festgelegten Mindest-
lohns®,
® Reduzierung der Tarifbindung®,
® Reduzierung der (automatischen) Allgemeinverbindlicherklarung von
Tarifvertragen®,
e Dezentralisierung des Tarifvertragssystems z. B. durch die Abschaf-
fung oder Einschréankung des Gunstigkeitsprinzips®,
e Einfihrung/Ausweitung der ,Moglichkeit zur betrieblichen Abwei-
chung von Flachentarifvertragen bzw. zur Verhandlung von betriebli-
chen Vereinbarungen®,
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® Forderung von Malinahmen, ,die zu einer generellen Reduzierung der
Lohnsetzungsmacht von Gewerkschaften fiihren®.16

In Anbetracht der internationalen Forschung zur makrodkonomischen
Leistungsfahigkeit verschiedener Tarifverhandlungssysteme,!” gesteht
die DG ECFIN in einem anderen Papier zu Recht ein, dass es keine lUber-
zeugenden Beweise fiir die Uberlegenheit eines spezifischen Lohnfin-
dungsmodells gibt.’® Dessen ungeachtet nimmt die DG ECFIN in ihren
politischen Empfehlungen jedoch immer ein dezentralisiertes, unterneh-
mensbezogenes Verhandlungssystem zum zentralen Malstab, da ein
solches System aus Sicht der DG ECFIN fur die Unternehmen bessere
Méglichkeiten bietet, flexibel auf veranderte 6konomische Rahmenbedin-
gungen zu reagieren. Diese Sichtweise liegt auch dem Euro-Plus-Pakt zu-
grunde, der etwas umsténdlich formuliert die Mitgliedsstaaten zur ,Uber-
prufung der Lohnbildungsverfahren und erforderlichenfalls des Grads der
Zentralisierung im Verhandlungsprozess* auffordert.®

Ein Blick in die Praxis der neuen europaischen Economic Governance
zeigt, dass in den letzten Jahren 18 von 27 EU-Mitgliedsstaaten mit Politik-
empfehlungen und Forderungen im Bereich der Lohn- und Tarifpolitik kon-
frontiert wurden (siehe Tabelle 1). Auf EU-Ebene werden hierbei im We-
sentlichen zwei Methoden der Intervention genutzt, die sich in ihrem
Verbindlichkeitsgrad unterscheiden. Die erste Methode beruht auf den
l&anderspezifischen Empfehlungen im Rahmen des Européaischen Semes-
ters. Auch wenn diese Empfehlungen derzeit rechtlich nicht verbindlich
sind, so kdnnten sie in Zukunft in Verbindung mit dem neu eingeflhrten
Frihwarnsystem, das explizit die Mdglichkeit finanzieller Sanktionen vor-
sieht, einen verbindlicheren Charakter annehmen. Die zweite Methode
beruht auf dem Tausch von politischen Reformen und finanzieller Unter-
stutzung. Da die lohnpolitischen MalRnahmen in den Vereinbarungen zwi-
schen der Troika bzw. IWF/EU und nationalen Regierungen festgelegt
sind, hat diese zweite Methode der Intervention direktere Auswirkungen
und besitzt daher auch einen héheren Verbindlichkeitsgrad. Da jedoch die
Forderungen nach ,strukturellen Reformen® in der Regel von der Troika
kommen, die deren Umsetzung zur Voraussetzung fir finanzielle Leistun-
gen macht, kann mit Recht davon gesprochen werden, dass viele nationa-
le Mallinahmen im Bereich der Lohnpolitik von der Troika ,erzwungen®
wurden.

In den meisten Landern blieben jedoch die bisherigen Versuche der EU,
die nationale Lohnpolitik zu beeinflussen, auf die (rechtlich unverbindli-
chen) landerspezifischen Empfehlungen im Rahmen des Européaischen
Semesters beschrankt. Bisher nutzte die EU dieses Instrument in zwolf
Mitgliedsstaaten. In vielen Fallen blieben die Empfehlungen zudem ver-
gleichsweise unbestimmt, indem sie z. B. eine moderate Entwicklung der
Léhne (Bulgarien, Finnland, Italien und Slowenien) oder der Mindestléhne
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(Frankreich und Slowenien) anmahnten. Von Schweden verlangte die EU
in ihren Empfehlungen 2012 faktisch eine Ausweitung des Niedriglohn-
sektors, indem die geringe Lohnspreizung am unteren Ende der Lohnska-
la kritisiert wurde. Fur Deutschland forderte die EU in ihren Empfehlungen
2012 MaRnahmen, um sicherzustellen, dass die Lohnentwicklung mit dem
Produktivitdtswachstum Schritt halt, was angesichts der moderaten Lohn-
entwicklung in Deutschland als Appell fur ein starkeres Wachstum der
Léhne interpretiert werden kann. Die Empfehlungen 2013 sind diesbezlig-
lich etwas klarer. Hier fordert die EU fir Deutschland MaRnahmen, damit
die Lohnentwicklung zur Starkung der Inlandsnachfrage beitragt. Das ein-
zige Land, das 2013 sonst noch eine nachfrageorientierte Lohnempfeh-
lung erhielt, ist Finnland. Nachdem die Empfehlungen 2012 fir Finnland
noch eine moderate Lohnentwicklung anmahnten, fordert die EU in ihren
aktuellen Empfehlungen von 2013 mit Verweis auf das derzeitige schwa-
che Wachstum eine Angleichung der Reallohnveranderung an die Pro-
duktivitatsentwicklung.

Sehr viel detaillierter waren die Empfehlungen hinsichtlich der Reform
der Tarifvertragssysteme. In den Fallen von Belgien, Italien und Spanien
verlangte die EU eine Dezentralisierung des Tarifverhandlungssystems
durch erweiterte Mdglichkeiten fir die Unternehmen, von Flachentarifver-
tragen abzuweichen. Schliel3lich wurden Belgien, Luxemburg, Malta und
Zypern wiederholt fur ihr nationales System der automatischen Lohninde-
xierung kritisiert. In diesen Fallen forderte die EU wenn nicht gar die Ab-
schaffung, so doch zumindest eine grundsatzliche Reform, um die Inde-
xierung aufzulockern und weniger verbindlich zu machen.

Die zweite, verbindlichere Methode der politischen Intervention wurde
bisher in sieben Staaten angewendet, die einem internationalen Rettungs-
programm unterlagen (Griechenland, Irland, Lettland, Portugal, Ruma-
nien, Ungarn und Zypern). In allen sieben Fallen waren sowohl die Lohn-
entwicklung als auch die Struktur der Tarifverhandlungssysteme von den
EU-Interventionen betroffen. Darlber hinaus bezog sich die Troika im
Falle von Spanien explizit auf die landerspezifischen Empfehlungen, die
im Rahmen des Europaischen Semesters formuliert wurden.

Inhaltlich verlangte die Troika insbesondere im 6ffentlichen Dienst er-
hebliche Lohnkirzungen mit anschlieRenden Lohnstopps zur Reduzie-
rung des Haushaltsdefizits. Darlber hinaus forderte die Troika in Grie-
chenland und Irland eine Kirzung bzw. in den Fallen von Lettland, Portu-
gal und Rumanien ein Einfrieren des gesetzlichen Mindestlohns. Diese
MafRnahmen dienten auch dazu, einen maRigenden Einfluss auf die Lohn-
entwicklung im Privatsektor auszutben. In Griechenland verlangte die
Troika sogar ein Einfrieren der Senioritatspramie in privaten Tarifvertra-
gen. Hinsichtlich prozeduraler Anderungen dréngte die Troika in Grie-
chenland, Portugal und Rumanien (sowie in Spanien) auf grundlegende

298



39. Jahrgang (2013), Heft 3 Wirtschaft und Gesellschaft

Anderungen im nationalen Lohnfindungssystem, die auf eine radikale De-
zentralisierung von Tarifverhandlungen und eine Verscharfung der Krite-
rien fur die Allgemeinverbindlicherklarung von Tarifvertragen abzielten.

Tabelle 1: Européischer Interventionismus im Bereich der Lohn-
politik 2011-2013

Empfehlungen/Vereinbarungen: ‘Adressaten:

1. Landerspezifische Empfehlungen im Rahmen des Europaischen Semesters:

Dezentralisierung von Tarifverhandlungen Belgien, Italien, Spanien

Reform/Abschaffung der automatischen Lohn- Belgien, Luxemburg, Malta, Zypern

indexierung
Moderate Entwicklung des Mindestlohns Frankreich, Slowenien
Moderate Lohnentwicklung Bulgarien, Finnland (2012), Italien, Slowenien

Lohnentwicklung im Einklang mit Produktivitat Deutschland, Finnland (2013)

Hohere Lohnspreizung vor allem am unteren

Ende der Lohnskala Schweden

2. Landerspezifische Vereinbarungen zwischen EU-EZB-IWF oder IWF-EU und nationalen
Regierungen im Kontext von ,,Memorandums of understanding” und
,»Stand-by arrangements*:

Dezentralisierung von Tarifverhandlungen Griechenland, Portugal, Ruméanien

Strengere Kriterien fiir die Allgemeinverbindlich-

erkldrung von Tarifvertrégen Griechenland, Portugal, Ruméanien

Kirzung/Einfrieren der Mindestléhne Griechenland, Irland, Lettland, Portugal,

Ruménien
Kurzung/Einfrieren der Lohne im &ffentlichen Griechenland, Ungarn, Irland, Lettland, Portugal,
Dienst Ruménien
Lohnstopps im Privatsektor Griechenland
Reform der Lohnindexierung Zypern (ab 2013)

Keine lohnpolitischen Empfehlungen:

Danemark, Estland, GroRbritannien, Litauen, Niederlande, Osterreich, Polen, Slowakei,
Tschechische Republik

Quellen: Zusammenstellung der Autoren auf der Grundlage der EU 2020 Ianderspezifischen
Empfehlungen fir 2011, 2012 und 2013 (siehe EU web page: http://ec.europa.eu/
europe2020/index_en.htm) und der ,Memorandum of Understanding“ zwischen EU-EZB-
IWF oder IWF-EU und nationalen Regierungen (siehe IWF web page: http://www.imf.org).

4. Auswirkungen des neuen europiischen Interventionismus
auf die Entwicklung nationaler Lohnpolitiken

Infolge der derzeitigen Krise beeinflusste die neue europaische Econo-
mic Governance die Entwicklung nationaler Lohnpolitiken in vielen euro-
paischen Landern — darunter insbesondere in den Landern, die derzeit
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unter der speziellen 6konomischen Uberwachung durch die Troika ste-
hen. Diese fordert die Entwicklung eines neuen Staatsinterventionismus,
der in allen Landern die gleichen MaRnahmen umfasste: Lohnkirzungen
und -stopps im offentlichen Dienst, eine restriktive Mindestlohnpolitik und
den grundsatzlichen Umbau des Tarifverhandlungssystems in Verbin-
dung mit einer radikalen Dezentralisierung und dem Aushdéhlen von FI&-
chentarifvertragssystemen. In diesem Abschnitt werden die Auswirkun-
gen des neuen europaischen Interventionismus im Detail analysiert. Da
die Auswirkungen im Bereich der Lohne im 6ffentlichen Dienst und der De-
zentralisierung des Tarifvertragssystems in den ,Troika- und IWF-
Landern® besonders weitreichend waren, liegt das Hauptaugenmerk der
entsprechenden Abschnitte auf diesen acht Landern. In den Teilen zur
Entwicklung der Mindest- und Realléhne wird der Fokus auf Gesamteuro-
pa erweitert, um die Auswirkungen des europaischen Interventionismus
auf die generelle Lohnentwicklung in Europa zu illustrieren.

4.1 Lohnkiirzungen und Lohnstopps im offentlichen Dienst

Neben dem massiven Abbau von Arbeitsplatzen waren Lohnkirzungen
und Lohnstopps eines der bevorzugten Mittel der direkten politischen In-
tervention, das nationale Regierungen zur Senkung der 6ffentlichen Aus-
gaben nutzten, um dadurch die Staatsfinanzen zu konsolidieren und die
Anleihemarkte zu beruhigen.?? Léhne im 6ffentlichen Dienst boten sich fiir
eine direkte politische Intervention an, da die Gehalter von 6ffentlich Be-
diensteten in vielen europaischen Landern nicht durch Tarifvertrage, son-
dern per Gesetz geregelt werden. Dies wiederum ermdglichte es den Re-
gierungen, Lohnkirzungen und Lohnstopps unilateral durchzusetzen.
Zusatzlich legitimiert wurde die direkte Intervention in die Gehalter des 6f-
fentlichen Dienstes durch den Euro-Plus-Pakt, der die Lohnfihrerschaft
des offentlichen Dienstes in vielen Landern betont und die EU-Mitglieds-
staaten explizit dazu auffordert, sicherzustellen, ,dass die Tarifabschlisse
im offentlichen Sektor den auf eine Steigerung der Wettbewerbsfahigkeit
gerichteten Anstrengungen im Privatsektor forderlich sind®.2

Jingste vergleichende Analysen der Auswirkungen der Krise auf die
Lohn- und Tarifpolitik im &ffentlichen Dienst verdeutlichen folgende zen-
trale Entwicklungen.22 Im Hinblick auf die Lohnentwicklung belegen die
Studien den engen Zusammenhang zwischen politischem Interventionis-
mus und dem Ausmald der Lohnkiirzungen und Lohnstopps im &ffentli-
chen Dienst. So wurden die weitreichendsten Manahmen in den Landern
durchgeflihrt, die finanzielle Hilfe von der Troika oder dem IWF und der EU
erhielten. Die Studien zeigen aber auch, dass nicht nur die Troika- und
IWF-Lander von Lohnkirzungen und -stopps betroffen waren. Zwischen
2008 und 2012 wurde in mindestens 18 der 27 EU-Mitgliedsstaaten eine
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Gehaltsreform im o6ffentlichen Dienst durchgefiihrt. Die Tatsache, dass
Lohnkirzungen und/oder Lohnstopps auch in den Landern durchgesetzt
wurden, die entweder vergleichsweise gering verschuldet sind (wie z. B.
die Tschechische Republik) oder die von der Krise im Vergleich zu ande-
ren Landern weitgehend verschont wurden (wie z. B. Polen), legt den
Schluss nahe, dass in einigen Landern die Krise lediglich als Vorwand fur
die Durchsetzung einer Austeritatspolitik benutzt wurde.23 Hinsichtlich
Verfahrensfragen zeigen die Studien eine klare Tendenz zum Unilateralis-
mus in der Lohnfestsetzung;2* d. h. in der Mehrzahl der Lander wurden die
Lohnkirzungen und -stopps im 6ffentlichen Dienst ohne Beteiligung der
Gewerkschaften unilateral durch den Staat durchgesetzt. Selbst in Lan-
dern mit einer Tradition von freien Tarifverhandlungen im o&ffentlichen
Dienst wie z. B. Irland, Portugal, Spanien, ltalien und GroRbritannien
haben offentliche Arbeitgeber die etablierten tarifpolitischen Verfahren
umgangen und Lohnkirzungen und -stopps unilateral eingefiihrt.25 Darii-
ber hinaus wurden die Lohnanpassungen in zwei oder drei aufeinanderfol-
genden Runden durchgeflihrt. Sie waren daher in der Regel keine einmali-
ge NotmalRnahme, sondern vielmehr Teil einer langfristigen Strategie,
Druck auf die L6hne im 6ffentlichen Dienst auszutben.

Die Ubersicht (iber lohnpolitische MaRnahmen in den Troika- und IWF-
Landern in Tabelle 2 verdeutlicht, dass die massivsten Eingriffe in Ruma-
nien, Lettland und Griechenland stattfanden mit Lohnktrzungen von 30%
und mehr. In Rumanien wurden 2010 die Gehalter der 6ffentlich Bedien-
steten um 25% gekiirzt. Da jedoch die Regierung zusatzlich die Mehrwert-
steuer von 19 auf 24% anhob und zudem Zusatzleistungen wie z. B. Ess-
ensgeld oder Mietzuschisse kiirzte, betrug die effektive Lohnkiirzung fast
50%.26 In Griechenland wurden die Nominalléhne zwischen 2009 und
2010 um durchschnittlich 14% gekirzt. Zusammen mit der 17%igen Kur-
zung zwischen 2011 und 2013 betrug die Lohnkirzung insgesamt ca.
30%. Im Gegenzug fur einen Kredit tber 7,5 Mrd. Euro vom IWF und der
EU wurden in Lettland die Léhne im 6ffentlichen Dienst im Friihjahr 2009
um 15% gekurzt. Besonders stark betroffen von den Kiirzungen der 6ffent-
lichen Ausgaben waren die Lehrer, deren Gehalter sich seit September
2009 um fast ein Drittel reduzierten.2” Diese Mallhahmen waren beson-
ders schmerzhaft, weil auf die dramatischen Kirzungen ein Lohnstopp
von 2010 bis 2012 folgte. Die Lohnkirzungen in den anderen Krisenlan-
dern bewegen sich zwischen 5 und 15%, wobei die Gehalter in der Regel
nach den Kirzungen auf dem geringeren Niveau eingefroren wurden.

Bei einer Beurteilung der Kiirzung des verfigbaren Einkommens der 6f-
fentlich Bediensteten muss immer bericksichtigt werden, dass diese Zah-
len nur die Kirzungen der Nominallbhne widergeben. Haufig wurden je-
doch daruber hinaus auch noch Zusatzleistungen gekurzt. Diese Klrzun-
gen betrafen das 13. oder 14. Monatsgehalt, Rentenanspriiche (in Grie-
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chenland und Spanien) sowie anderweitige Zuschiisse z. B. flr Mieten (in
Portugal, Rumanien und Ungarn), Arzneimittel (Ungarn) und Verpflegung
(Portugal und Rumanien).28

Tabelle 2: Lohnkiirzungen und -stopps im 6ffentlichen Dienst
in Troika- bzw. IWF-Landern (2008-2012)

Land

Lohnkiirzung/-stopp

Unilaterale
Umsetzung

Griechenland

e | ohnstopp fiir alle Einkommen >€ 2000 pro Monat (2009)
e 12-20% Kirzung im allgemeinen 6ffentlichen Dienst (2010)
e Weitere Kiirzung von bis zu 17% uber drei Jahre (2011-2013)

Ja

Irland

e | ohnstopp fiir 6ffentliche Angestellte (2008-2010)

® Genereller Lohnstopp (2010-2014)

® 5-7% Kirzung der Nettolohne als Resultat eines im umgekehrten
Verhaltnis zum Einkommensniveau stehenden Rentenbeitrags
(2009)

® 5-8% Kurzung progressiv im Verhéltnis zum Einkommensniveau
(2010)

Ja

Italien

® 5-10% Lohnkirzung fiir Besserverdiener (2010)

e | ohnstopp und Kirzung der Produktivitdtszuschlage (2010-2014)

e Aussetzung der automatischen Lohnerhéhung fiir bestimmte
Beschéaftigtengruppen (z. B. Richter, Polizeikrafte, Militdrpersonal
etc.) (2010-2013)

Ja

Lettland

e Nicht spezifizierte Lohnkirzungen (2008)
e 15-30% Lohnkirzungen (2009)
® | ohnstopp (2010-2012)

Ja

Portugal

e | ohnstopp fur Offentliche Angestellte und Beschaftigte in offentli-
chen Unternehmen (2010-2013)

® 5% Lohnkiirzung fir besser verdienende offentliche Angestellte
(2010)

® 3,5-10% Lohnkirzung fiir Gehélter >€ 1500 pro Monat (2011)

e Abschaffung oder Reduzierung des 13. und 14. Monatsgehalts
(2012-2013)

Rumanien

® 25% Lohnkirzung aber Kiirzung von Zusatzleistungen kann zu einer
Kirzung von bis zu 50% fuhren (2010)

e Weitere 10% Lohnkirzung (2011)

e Abschaffung einer gro3en Bandbreite von Zusatzleistungen und des
13. Monatsgehalts (2011)

e | ohnstopp (2012)

Ja

Spanien

® 5% Lohnkirzung fiir 6ffentliche Angestellte (2010)

e | ohnstopp fiir 6ffentliche Angestellte (2011-2012)

e Abschaffung des 14. Monatsgehalts fur alle 6ffentlich Bediensteten
(2012)

Ja

Ungarn

® 7% Lohnkirzung (2008-2010)

e Abschaffung des 13. Monatsgehalts im allgemeinen offentlichen
Dienst (2009)

e | ohnstopp (2010-2012 oder langer)

Ja

Quellen: Glassner und Keune (2012); Grimshaw et al. (2012); Vaughan-Whitehead (2012);

ILO (2013).
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Des Weiteren hatten die weitreichenden Kirzungen im o6ffentlichen
Dienst in den Krisenlandern Auswirkungen auf die gesamtwirtschaftliche
Lohnverteilung. So wurde der im 6ffentlichen Dienst traditionell aufgrund
des hdheren Ausbildungsniveaus und Senioritat existierende Lohnbonus
gegenlber dem Privatsektor stark reduziert.

In Ruménien und Ungarn wandelte sich der Lohnbonus des 6ffentlichen
Dienstes gegentber dem Privatsektor gar in einen Lohnmalus. Der Ex-
tremfall ist diesbezliglich Ruméanien, wo die Durchschnittslohne im 6ffentli-
chen Dienst in 2009 noch 45% hoher waren als im Privatsektor und sich
dieser Vorteil bis Ende 2010 in einen Nachteil von 15% gegentber dem
Privatsektor umkehrte.2?

4.2 Lohnkiirzungen und Lohnstopps bei den nationalen
Mindestlohnen

Neben den Lohnen im &ffentlichen Sektor bilden die nationalen Mindest-
I6hne einen weiteren Ansatzpunkt flr staatliche Interventionen in die
Lohnpolitik. Dieser ist insofern besonders geeignet, als die Mindestléhne
nicht nur die L6hne am unteren Rand der Lohnskala bestimmen, sondern
oft auch die allgemeine Lohnentwicklung beeinflussen. Dieser sogenann-
te ,Spillover-Effekt" ist besonders stark in Landern ausgepragt, die — wie
z. B. in vielen mittel und osteuropéischen Staaten — nur Uber ein schwach
entwickeltes Tarifvertragssystem und eine geringe Tarifbindung verfigen.
Gleiches gilt aber auch fur Lander wie Frankreich, in denen der Mindest-
lohn ein relativ hohes Niveau hat und von dessen Erhdéhung eine Signal-
wirkung fir die allgemeine Lohnentwicklung ausgeht. Schliel3lich eignen
sich nationale Mindestléhne auch deshalb besonders gut fir staatliche In-
terventionen, da sie in den meisten Fallen als gesetzliche Mindestléhne
durch den Staat festgelegt werden. Die einzigen Ausnahmen in Europa
bilden Belgien und bis vor kurzem auch Griechenland, wo die nationalen
Mindestldhne im Rahmen nationaler Tarifvertrage fir die gesamte Privat-
wirtschaft bestimmt werden.30

Angesicht der Bedeutung von Mindestléhnen fir die allgemeine Lohn-
entwicklung spielen sie auch im Rahmen des neuen Interventionismus auf
EU-Ebene eine wichtige Rolle.3' So sah sich im Februar 2011 Irland als
erstes europdisches Land unter dem Druck der Troika zu einer massiven
Klrzung seines nationalen Mindestlohns um einen Euro von 8,65 auf 7,65
Euro pro Stunde gezwungen, was einem nominalen Rickgang von fast
12% entsprach. Zwar wurde nach einem Regierungswechsel in Irland zum
Juli 2011 die Kurzung wieder zurickgenommen und die alte Mindestlohn-
rate von 8,65 Euro wiederhergestellt. Gegenlber der Troika musste sich
die neue Regierung jedoch verpflichten, als ,Gegenleistung® die Sozial-
versicherungsbeitrage fiir die Unternehmen zu senken.32 Bereits 2012 hat
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jedoch der IWF erneut die Frage aufgeworfen, ob nicht eine Kiirzung des
irischen Mindestlohns ,in Betracht gezogen werden soll“.33

In anderen Landern wie Lettland, Portugal oder Rumanien sowie in
etwas informeller Weise auch in Spanien hat die Troika erfolgreich daflr
Druck gemacht, die bestehenden Mindestléhne einzufrieren. Im Rahmen
des ,Memorandum of Understanding” musste sich z. B. Portugal fur die
nachsten Jahre verpflichten, seinen Mindestlohn solange nicht anzuhe-
ben, bis die Troika ihre Zustimmung fir eine Erh6hung gegeben hat. Der
radikalste Einschnitt fand schlieRlich in Griechenland statt, wo die Troika
eine massive Kirzung des Mindestlohns einforderte. Im Februar 2012 hat
das griechische Parlament schlieRlich eine Reduzierung des Mindest-
lohns um 22% (bei den jungen Arbeitnehmer unter 25 Jahren sogar um
32%) beschlossen. Dieser Beschluss war umso problematischer, als der
Mindestlohn in Griechenland bis dato im Rahmen eines nationalen Tarif-
vertrages vereinbart wurde. Erfolglos hatten sich denn auch Arbeitgeber-
verbande und Gewerkschaften gemeinsam gegen einen staatlichen Ein-
griff in ihre Tarifvereinbarung gewehrt. Nachdem schlief3lich auch die ILO
(2012a) die Mindestlohnkirzung als Eingriff in die Tarifautonomie und Ver-
stol’ gegen grundlegende ILO-Konventionen kritisierte, hat die Troika die
griechische Regierung aufgefordert, den Mindestlohn zuklnftig per Ge-
setz festzulegen,3* was diese umgehend umsetzte, sodass ab 2013 in
Griechenland der Staat den Mindestlohn bestimmt.

Abbildung 1: Entwicklung der realen Mindestléhne 2010-2012 (in %)*
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* Entwicklung der realen Mindestléhne deflationiert um die Verbraucherpreise.
Quelle: WSI-Mindestlohndatenbank 2013.
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Der politische Druck auf die Mindestléhne hat in den letzten drei Jahren
(2010-2012) insgesamt dazu gefiihrt, dass der reale — um die Entwicklung
der Verbraucherpreise bereinigte — Wert des Mindestlohns in 10 von 20
EU-Staaten zuriickgegangen ist (Abbildung 1). Der Ruckgang war in den-
jenigen Landern besonders ausgepragt, die unter der Uberwachung der
Troika stehen (Griechenland, Portugal, Spanien und Irland). Deutliche
Rickgange gab es aulierdem in der Tschechischen Republik und Grof3-
britannien. Lediglich in einigen mittel- und osteuropaischen Landern gab
es einen relativ starken Anstieg der gesetzlichen Mindestldhne. Hierzu ge-
horte u. a. Ungarn, wo die ungewdhnliche Erhdhung des Mindestlohns je-
doch priméar die Funktion hatte, die erheblichen Steuererhéhungen flr
Niedriglohnempfanger, die mit der Einfihrung eines ,Flat-Tax-Systems*
einhergingen, zu kompensieren.35

Eine strukturelle Erhéhung, die den Mindestlohn aus dem Armutsbe-
reich herausholen wollte, gab es 2010 auch in Slowenien. Mittlerweile ist
der relativ hohe slowenische Mindestlohn stark in die Kritik der DG ECFIN
geraten.38 Ahnliches gilt auch fiir das am Medianlohn gemessen relativ
hohe Mindestlohnniveau in Frankreich. In beiden Landern sieht DG ECFIN
in der Entwicklung des Mindestlohns eine starke Beeintrachtigung der
preislichen Wettbewerbsfahigkeit. Im Rahmen des Europaischen Semes-
ters 2013 wird deshalb sowohl bei Frankreich als auch bei Slowenien ein
besonderer Schwerpunkt auf eine ,moderate“ Entwicklung des Mindest-
lohns gelegt.

4.3 Dezentralisierung und Aushohlung von Flichentarifvertriagen

Neben direkten Interventionen in die Lohnentwicklung durch Lohnkur-
zungen und Lohnstopps im 6ffentlichen Sektor und bei den nationalen
Mindestldhnen finden in vielen europaischen Landern auch sehr grundle-
gende Veradnderungen in den Lohnfindungsinstitutionen und Tarifver-
tragssystemen statt.3” Obwohl die aktuelle Krise fast tiberall in Europa den
Trend zu einer Dezentralisierung der Tarifverhandlungen verstarkt hat, so
lassen sich die weitreichendsten Veranderungen in denjenigen Landern
beobachten, die direkt den Interventionen der Troika ausgesetzt waren.
Als ,Gegenleistung” fur finanzielle Hilfen hat die Troika in allen Landern
weitreichende ,strukturelle Reformen® eingefordert, zu der auch Uberall
ein mehr oder weniger weitreichender Umbau der Tarifvertragssysteme
gehorte. Unabhangig von den nationalen Besonderheiten und spezifi-
schen Traditionen der nationalen Systeme der Arbeitsbeziehungen ver-
folgt die Troika dabei Uberall die gleiche Strategie einer radikalen Dezen-
tralisierung der Tarifpolitik.

Mittlerweile haben alle Lander, die sich unter dem direkten oder indirek-
ten Einfluss der Troika befinden, mehr oder weniger weitreichende Veran-
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derungen ihrer Tarifvertragssysteme vorgenommen (vgl. Tabelle 3).38 Ins-
gesamt lassen sich dabei drei Gruppen unterscheiden: Die erste Gruppe
umfasst Irland und Rumanien, die vor der Krise Uber ein vergleichsweise
stark zentralisiertes Tarifvertragssystem mit Tarifverhandlungen auf natio-
naler, branchenlbergreifender Ebene verflgten. In beiden Landern sind
mittlerweile Uberbetriebliche Tarifverhandlungen fast vollstandig ver-
schwunden. In Irland haben die Arbeitgeber bereits Ende 2009 die natio-
nale ,Sozialpartnervereinbarung“ aufgekiindigt und sind damit aus einem
22 Jahre alten System nationaler Tarifvereinbarungen ausgestiegen. Seit-
her gibt es in Irland mit wenigen Ausnahmen nur noch Unternehmenstarif-
vertrage.3® In Rumanien hat der Staat im Jahr 2011 durch eine unilaterale
Veranderung des Arbeitsgesetzes die nationalen, branchentbergreifen-
den Tarifverhandlungen abgeschafft.4? Darliber hinaus wurde die Erga-
Omnes-Regelung fiir sektorale Tarifvertrage beseitigt und stattdessen
sehr strikte Regelungen fiir die Allgemeinverbindlicherklarung von Tarif-
vertragen eingefuhrt. Zugleich wurden die Reprasentativitdtsanforderun-
gen fur Gewerkschaften als Vorrausetzung fur Tarifverhandlungen deut-
lich erhéht.

Die zweite Gruppe besteht aus Griechenland, Italien, Portugal und Spa-
nien, die alle das ,mediterrane Modell“ der Arbeitsbeziehungen reprasen-
tieren und Uber ein entwickeltes System von Branchentarifvertragen verfi-
gen.*! In allen mediterranen Landern existiert traditionell eine vergleichs-
weise hohe Tarifbindung von 80-90%, die durch ein ausgebautes System
von —im Falle von Italien indirekten — Erga-Omnes-Regelungen und Allge-
meinverbindlicherklarungen gestitzt wird.42 Obwohl die Flachentarifver-
tragsstrukturen in den mediterranen Landern formal weiter fortbestehen,
wurden ihre Reichweite und tatsachliche Regelungskompetenz durch
zahlreiche rechtliche Veranderungen vielfach ausgehéhlt. Zu den radi-
kalsten Veranderungen in Richtung Dezentralisierung der Tarifpolitik kam
es in Griechenland*3 und Spanien.** In beiden Landern wurde das Gins-
tigkeitsprinzip abgeschafft, sodass es heute einen generellen Vorrang von
Unternehmenstarifvertragen gegentber Branchentarifvertragen gibt.
Demgegeniber verlauft der Dezentralisierungsprozess in lItalien*> und
Portugal*6 bislang in einer vergleichsweise ,organisierten“ Form, da die
sektoralen Gewerkschaftsorganisationen bei betrieblichen Abweichungen
von Branchentarifvertrdgen nach wie vor zustimmen mussen. Allerdings
verfligen gerade in Italien die Unternehmen nach der Gesetzesreform vom
September 2011 Uber weitreichende Mdéglichkeiten, nicht nur von Tarifver-
trdgen, sondern auch von gesetzlichen Mindestbestimmungen abzuwei-
chen. Hinzu kommt, das FIAT als eines der wichtigsten italienischen Indu-
strieunternehmen gezeigt hat, dass es auch maoglich ist, komplett aus dem
italienischen Tarifvertragssystem auszusteigen und einen unabhangigen
betrieblichen Tarifvertrag zu vereinbaren.4” In Portugal wurde das Tarif-
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vertragssystem vor allem dadurch geschwacht, dass deutlich restriktivere
Kriterien fir die Allgemeinverbindlicherklarung von Tarifvertragen einge-
fuhrt wurden. Wahrend traditionell nahezu alle wichtigen Branchentarifver-
trage ,quasi automatisch” allgemeinverbindlich erklart wurden, sind es ak-
tuell nur noch wenige Tarifvertrage.48 Schlief3lich wurden in Griechenland,
Portugal und Spanien auch die Mdglichkeiten geschaffen, dass auf be-
trieblicher Ebene (insbesondere in Klein- und Mittelbetrieben) auch nicht-
gewerkschaftliche Arbeithnehmervertretungen Tarifvertrage abschlieRen
kdénnen, womit die Position der Gewerkschaften weiter geschwacht wurde.

Tabelle 3: Veranderungen der nationalen Tarifvertragssysteme
unter dem Druck der Troika von EU, EZB und IWF

MaBnahmen: Betroffene Lander:

Abschaffung/Beendigung von Tarifvertragen auf nationaler Ebene |Irland, Rumanien

Vereinfachte Mdglichkeiten durch Unternehmenstarifvertradge von
sektoralen Tarifvertragen und/oder gesetzlichen (Mindest-)
Bestimmungen abzuweichen

Griechenland, Portugal,
Ungarn, Italien, Spanien

Allgemeiner Vorrang flir Unternehmenstarifvertrage/Abschaffung

des Giinstigkeitsprinzips Griechenland, Italien, Spanien

Restriktivere Kriterien fur die Allgemeinverbindlicherklarung von Griechenland, Portugal,
Tarifvertragen Ruménien

Verkirzung der Nachwirkungsperiode bei ausgelaufenen Tarif-

- Griechenland, Spanien
vertragen

Recht zum Abschluss von Tarifvertragen auch fir Nicht-gewerk- | Griechenland, Ungarn,
schaftliche Arbeitnehmergruppen (insbesondere in Kleinbetrieben) | Portugal, Ruméanien, Spanien

Quellen: eigene Zusammenstellung auf der Grundlage von Anhang 1.

Die dritte Gruppe, in der auf Druck des IWF und der Troika nationale Ta-
rifvertragssysteme verandert wurden, umfasst Lettland und Ungarn. Beide
Lander haben — wie die meisten mittel- und osteuropaischen Staaten?® —
ein eher fragmentiertes Tarifvertragssystem mit fast ausschliefdlich Unter-
nehmenstarifvertragen und einer niedrigen Tarifbindung, sodass es kaum
Spielraum fir weitere Dezentralisierungen gibt. Allerdings wurden in Lett-
land Bemuhungen der Tarifvertragsparteien zum Aufbau sektoraler Tarif-
strukturen im Zuge der Krise wieder abgebrochen.5® Hinzu kommt eine
weitreichende Reform der tariflichen Lohnstrukturen im o6ffentlichen
Dienst, die zu erheblichen Lohnklirzungen gefiihrt hat.5" In Ungarn wurde
durch eine Arbeitsrechtsreform im Jahr 2011 die Verhandlungsmacht der
Gewerkschaften weiter geschwacht, indem das ehemalige tripartistische
Forum zur Beratung Uber Mindestldhne abgeschafft, das Streikrecht flr
Beschaftigte im 6ffentlichen Dienst eingeschrankt und Betriebsraten das
Recht zum Abschluss von Tarifvertragen in Unternehmen eingeraumt
wurde, die Uber keine betriebliche Gewerkschaftsvertretung verfliigen.52
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Die grundlegenden Veranderungen in den nationalen Tarifvertragssys-
temen wurden in allen europaischen ,Programmstaaten” durch ein mehr
oder weniger intensives Zusammenwirken von nationalen und europai-
schen Akteuren vorangetrieben. Die Troika war hierbei oft der treibende
Motor, der grundlegende Tarifrechtsreformen eingefordert hat. Zugleich
diente die Troika den nationalen Regierungen als Legitimationsgrundlage,
um grundlegende Veranderungen durchzusetzen, die von bestimmten na-
tionalen Akteuren bereits seit Langerem gefordert wurden. Gerade im Hin-
blick auf den neoliberalen Umbau historisch gewachsener Tarifvertrags-
systeme erweist sich der neue europaische Interventionismus damit als
besonders wirkungsvoll. Was die 6konomische Integration und der Wett-
bewerb im europaischen Binnenmarkt nicht geschafft haben, wird nun
Uber politische Interventionen der Troika vorangetrieben: die Konvergenz
der Tarifvertragssysteme hin zu einem weitgehend dezentralisierten Sys-
tem, wie es heute schon in Grof3britannien und vielen osteuropaischen
Landern existiert.53

Mit der radikalen Dezentralisierung der Tarifpolitik geht zugleich jedoch
auch ein grundlegender Prozess der De-Kollektivierung der Arbeitsbezie-
hungen einher, da dezentralisierte Tarifvertragssysteme gegentiber Fla-
chentarifvertragssystemen Uber eine deutlich geringere Tarifbindung ver-
fligen.5* Bereits heute zeigt sich in einigen Landern, wie die aktuellen
Veranderungen in den Tarifvertragssystemen zu einem teilweise dramati-
schen Rickgang der Tarifbindung gefiihrt haben. In Spanien ist z. B. nach
Angaben des spanischen Arbeitsministeriums die Anzahl der registrierten
Tarifvertrage von knapp 6.000 im Jahr 2008 auf etwa 3.400 im Jahr 2012
zurtickgegangen. Die Anzahl der tarifgebundenen Beschaftigten sank im
gleichen Zeitraum von knapp 12 Mio. auf etwas mehr als 7 Mio.5® Noch
starker als in Spanien war der Rickgang der Tarifbindung in Portugal. Hier
ist die Anzahl der registrierten Tarifvertrage von 295 im Jahr 2008 auf 85
im Jahr 2012 zuriickgegangen. Da sich im gleichen Zeitraum die Anzahl
der allgemeinverbindlich erklarten Tarifvertrage ebenfalls stark von 137
auf 12 verringert hat, ist die Anzahl der tarifgebundenen Beschéftigten von
knapp 1,9 Millionen auf etwas Uber 300.000 regelrecht eingebrochen.56
Auch in Rumanien, wo die Tarifvertragsreform von 2011 zu einem nahezu
vollstandigen Wegfall der Branchentarifvertrage gefuhrt hat, dirfte die Ta-
rifbindung deutlich zurtickgegangen sein. Selbst in Lettland, das seit jeher
nur Uber eine sehr geringe Tarifbindung verfligt, hat sich die Anzahl der ta-
rifgebundenen Beschaftigten zwischen 2007 und 2011 noch einmal um
43% verringert.5’
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4.4 Ein neues Muster der Lohnentwicklung in Europa

Vor dem Hintergrund weitverbreiteter Lohnstopps und Lohnkirzungen
sowie einer teilweise radikalen Dezentralisierung der Tarifvertragssyste-
me lassen sich die Auswirkungen des neuen Interventionismus in einem
grundlegend gewandelten Muster der europaischen Lohnentwicklung ab-
lesen (Abbildungen 2 und 3). In der letzten Dekade bis hin zum Jahr 2009
konnten fast alle EU-Staaten ein positives Reallohnwachstum verzeich-
nen. Besonders hohe Reallohnzuwéachse gab es in einigen mittel- und ost-
europaischen Staaten, gefolgt von ebenfalls deutlichen Steigerungen in
Landern wie Irland und Griechenland und eher moderaten Zuwachsen in
Landern wie Italien, Portugal und Spanien. Lediglich in Deutschland kam
es als einzigem EU-Land wahrend der 2000er-Jahre zu einem Riickgang
der Reall6hne.

Seit 2010 hat sich jedoch das Muster der Lohnentwicklung in Europa
grundlegend verandert. Wahrend es nur noch in wenigen Landern zu — zu-
meist moderaten — Reallohnsteigerungen gekommen ist, sind die Realloh-
ne in 18 von 27 EU-Staaten zurlickgegangen. Die mit Abstand starksten
Reallohnkirzungen gab es mit einem Rickgang von fast 23% in Grie-
chenland, gefolgt von Ungarn mit fast 15%, Zypern mit 10%, Rumanien mit
fast 8% und Portugal und Spanien mit etwa 7%. Wahrend die Troika diese
Entwicklung als einen notwendigen Anpassungsprozess ansieht, um die

Abbildung 2: Entwicklung der Reall6hne 2001-2009 (in %)*
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* Nominalléhne deflationiert um den nationalen HVPI.
Quelle: AMECO-Datenbank, Berechnungen des WSI.
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nationale Wettbewerbsfahigkeit zu starken,58 kann aus kritischer Perspek-
tive dies auch als eine europaweite Lohnsenkungsspirale gedeutet wer-
den, die offensichtlich den privaten Konsum reduziert, deflationare Ten-
denzen beschleunigt und insgesamt die 6konomische Stagnation in
Europa befordert.

Abbildung 3: Entwicklung der Realléhne 2010-2013 (in %)*
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* Nominallbhne deflationiert um den nationalen HVPI, Daten fiir 2013: Prognose der Euro-
paischen Kommission.
Quelle: AMECO-Datenbank, Berechnungen des WSI.

5. Ausblick: Wohin entwickelt sich die europaische Lohnpolitik?

Das neue System der europaischen Economic Governance hat insge-
samt im Bereich der Lohnpolitik zur Herausbildung eines neuen europai-
schen Interventionismus gefuhrt. Damit einher geht auf europaischer
Ebene ein grundlegender Paradigmenwechsel, der trotz aller verbalen Be-
kundungen hinsichtlich der Akzeptanz der nationalen Tarifautonomie fak-
tisch auf politische Interventionen in die Verfahren und Ergebnisse der na-
tionalen Tarifpolitik setzt. Das wesentliche Ziel dieses neuen lohnpoliti-
schen Interventionismus liegt darin, die Lohne zur zentralen Anpassungs-
variable zu machen, um die (preislichen) Wettbewerbsnachteile der soge-
nannten Defizitlander gegeniiber den sogenannten Uberschusslédndern in
Europa zu Uberwinden.

310



39. Jahrgang (2013), Heft 3 Wirtschaft und Gesellschaft

Mittlerweile haben zahlreiche Studien deutlich gemacht, dass die in der
EU vorherrschende Krisenpolitik mit ihnrer Kombination aus Austeritatspoli-
tik und neoliberalen Strukturreformen nicht nur vollkommen inadaquat ist,
um die makrodkonomischen Ungleichgewichte in Europa zu tUberwinden,
sondern selbst noch dazu beitragt, die Schulden- und Wachstumsproble-
me in den Defizitlandern zu erhéhen.5® Selbst der IWF hat unlangst einge-
standen, dass die Austeritatspolitik womaoglich zu weit gegangen ist, da sie
offensichtlich in vielen Landern die Krise verscharft und damit zu dem ex-
orbitanten Anstieg der Arbeitslosigkeit beigetragen hat.6® Allerdings halt
dies den IWF nicht davon ab, weiterhin die von der Troika verordneten Ein-
griffe in die nationale Tarifpolitik zu rechtfertigen.5?

Die Politik des neuen lohnpolitischen Interventionismus ist aus mindes-
tens zwei Griinden auflerst problematisch: Erstens werden Lohne ledig-
lich als Kostenfaktoren angesehen, wahrend ihre Bedeutung fir die Ent-
wicklung der konsumtiven Nachfrage vollstéandig ignoriert wird. So wird
gerade in den europaischen Defizitlandern, deren wirtschaftliche Entwick-
lung im Wesentlichen von der Binnenkonjunktur abhangt, der potenziell
positive Effekt fur die preisliche Wettbewerbsfahigkeit der Exportindustrie
durch den negativen Effekt, der aus einem Riickgang der heimischen Bin-
nennachfrage resultiert, mehr als Uberkompensiert. Die Propagierung
eines export-orientierten Wachstumspfads aus der Krise Uberschatzt
dabei mal¥los die Bedeutung des Exportsektors fur die wirtschaftliche Ge-
samtentwicklung.6?

Zweitens wird mit der einseitigen Fokussierung auf die preisliche Wett-
bewerbsfahigkeit vollkommen ausgeblendet, dass die Ursachen fir die
zunehmenden wirtschaftlichen Ungleichgewichte in Europa nicht in erster
Linie in der Lohnentwicklung liegen, sondern viel mit den unterschiedli-
chen wirtschaftlichen Strukturen der Lander zu tun haben.83 Lohnkirzun-
gen fihren deshalb nur insofern zum Abbau von Leistungsbilanzdefiziten,
als durch den Rickgang der Binnennachfrage auch die Importe zurlickge-
hen. Demgegenulber tragen Lohnklrzungen etwa in den mediterranen
Landern kaum zu einer Steigerung der Wettbewerbsfahigkeit bei, weil fur
eine starker exportorientierte Wirtschaftsstrategie die industriellen Struk-
turen entweder fehlen oder so beschaffen sind, dass sie gar nicht in erster
Linie in Konkurrenz zu den nordeuropéischen Uberschussstaaten stehen,
sondern eher mit Staaten aulRerhalb Europas konkurrieren.

So problematisch die 6konomischen Effekte der aktuellen Lohnpolitik in
Europa sind, so zeigen sich die langfristigen und strukturellen Folgen des
neuen europaischen Interventionismus jedoch vor allem in dem neolibera-
len Umbau der Tarifvertragssysteme, der auf eine radikale Dezentralisie-
rung und die Aushoéhlung von Flachentarifvertragen zielt. Hiervon betrof-
fen sind bislang vor allem diejenigen Staaten, die unter der politischen Auf-
sicht der Troika stehen. Dabei kommt es zu einer Konvergenz der Tarifver-
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tragsstrukturen in den Krisenstaaten hin zu einem starker dezentralisier-
ten und hochgradig fragmentierten Tarifvertragssystem, wie es heute
schon firr die meisten mittel- und osteuropaischen Lander charakteristisch
ist.64 Gleichzeitig werden die Unterschiede zu den sogenannten ,Kern-
staaten“ der EU (Benelux-Staaten, Deutschland, Frankreich, Osterreich
und die nordischen Lander), die nach wie vor Uber relativ stabile Flachen-
tarifvertragssysteme verfligen, weiter akzentuiert. Fir die Zukunft ist aller-
dings keineswegs gesichert, dass nicht auch diese Lander starker ins
Blickfeld des neuen europaischen Interventionismus geraten. Schon
heute erhalten einige dieser Lander im Rahmen des Européischen Se-
mesters Empfehlungen, ihre Tarifvertragssysteme ebenfalls zu reformie-
ren. Dies gilt insbesondere flr Belgien, von dem der Europaische Rat ge-
fordert hat, ,die Nutzung von Offnungsklauseln in sektoralen Tarifvertra-
gen zu erleichtern, um auf diese Weise die Lohnentwicklung besser mit
der Produktivitat auf lokaler Ebene in Einklang zu bringen®.65 Ein starker
europdischer Druck zur Reform der Lohnfindungssysteme lastet derzeit
auch auf Frankreich. So enthalt das zwischen den franzésischen Gewerk-
schaften hochgradig umstrittene nationale Abkommen Uber ein ,neues
O6konomisches und soziales Modell* vom Januar 2013 u. a. auch einen
Passus, der es Unternehmen zukinftig deutlich erleichtert, im Rahmen
von betrieblichen Vereinbarungen voriibergehend von Tarifstandards ab-
zuweichen, wenn hierdurch im Gegenzug Beschaftigung gesichert wird.66
Sollten schlie8lich die derzeit in der EU diskutierten neuen Wettbewerbs-
pakte Wirklichkeit werden, so kénnte dies einen Weg ebnen, die Erfahrun-
gen im ,neoliberalen Laboratorium“ Siideuropa auf die gesamte EU aus-
zudehnen.®7

Mit dem neoliberalen Umbau der Tarifvertragssysteme sollen die beste-
henden ,Rigiditdten“ der Lohnfindung abgebaut und eine nach unten ge-
richtete Flexibilitat der Lohnentwicklung erméglicht werden.8 Darlber hin-
aus hat der neue europaische Interventionismus jedoch auch eine stark
politische Dimension, die z. B. von DG ECFIN in aller Offenheit ausgespro-
chen wurde, als sie in ihrem Report ,Labour Market Developments 2012“
von einer ,allgemeinen Reduzierung der Lohnsetzungsmacht der Gewerk-
schaften® als einem winschenswerten Ergebnis ,beschaftigungsfreundli-
cher Reformen® sprach.®® Der neue europaische Interventionismus ist
somit auch ein politisches Projekt zur Schwachung der europaischen Ge-
werkschaften.

Vor dem Hintergrund der hohen Massenarbeitslosigkeit ist es fiir die eu-
ropaischen Gewerkschaften aulierst schwierig, sich der Politik des neuen
lohnpolitischen Interventionismus in Europa entgegenzustellen. Dabei
sind die Konturen eines alternativen Ansatzes flr eine europaische Lohn-
politik offensichtlich und basieren auf mindestens drei Kernelementen:
Zum einen stehen die europaischen Gewerkschaften (aber auch die Ar-
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beitgeberverbande?®) vor der Aufgabe, das (wirtschafts-)demokratische
Recht der Tarifautonomie gegen politische Interventionen auf nationaler
und europaischer Ebene zu verteidigen.”! Hierzu haben die Gewerkschaf-
ten in einigen Landern bei den nationalen Verfassungsgerichten sowie bei
internationalen Organisationen wie dem Europarat oder der ILO rechtliche
Beschwerden gegen die politischen Eingriffe in die Tarifpolitik eingereicht.
Im Fall von Griechenland hat die ILO mittlerweile den Beschwerden der
griechischen Gewerkschaften Recht gegeben und die Interventionen in
das Tarifvertragssystem als Verstol3 gegen die ILO Konventionen 87 und
98 gewertet.”2 Auch wenn die ILO keine direkten Moglichkeiten hat, auf die
nationale Gesetzgebung einzuwirken, so bildet ihr Urteil doch eine wichti-
ge politische und moralische Unterstitzung fir die Position der Gewerk-
schaften, die auch von den europaischen Institutionen nicht vollkommen
ignoriert werden kann.”3

Ein weiteres Kernelement eines alternativen Ansatzes besteht darin,
dass die Gewerkschaften ihre eigenen Ansatze flir eine europaische Koor-
dinierung der Tarifpolitik starken. Die traditionelle gewerkschaftliche Koor-
dinierungsregel, wonach der durchschnittliche gesamtwirtschaftliche No-
minallohn in jedem Land mindestens im Einklang mit der Preis- und
Produktivitatsentwicklung zunehmen soll,” ist nach wie vor von hoher Ak-
tualitat, um einen europaischen Lohnsenkungswettbewerb zu verhindern.
Daridber hinaus sollte es bei der gewerkschaftlichen Koordinierung darum
gehen, die gegenwartige Lohnpolitik in Europa vom Kopf auf die Fllze zu
stellen und europaweit fir eine Starkung von Flachentarifvertragsstruktu-
ren als institutionellen Unterbau fir ein starker lohn- und nachfrageorien-
tiertes Wirtschaftsmodell einzutreten.”s Als ein erster Schritt kdnnte dabei
die Entwicklung einer ,europaischen Mindestlohnpolitik“ dienen, die daftr
sorgt, dass alle Beschéftigten in Europa einen Lohn erhalten, der ihnen
einen angemessenen Lebensstandard ermoglicht.”®

Ein solcher alternativer Ansatz flrr eine europaische Lohnpolitik wird
auch von der ILO unterstutzt, die z. B. in ihrem jingsten ,,Global Wage Re-
port“ vor den Risiken einer die 6konomische Krise verscharfenden Austeri-
tatspolitik warnt und stattdessen auf die Notwendigkeit einer Politik zur
Stabilisierung der Konsumnachfrage verweist, zu der u. a. auch eine Star-
kung der Tarifvertragsinstitutionen gehort.”” Unterstiitzung fiir einen alter-
nativen Ansatz kommt auch aus Teilen der Europaischen Kommission, wo
die ,Generaldirektion Beschaftigung, Soziales und Integration® (DG
EMPL) einen deutlich differenzierteren Ansatz als DG ECFIN vertritt und
die Bedeutung der Loéhne fir die Entwicklung der Binnennachfrage und
der sozialen Inklusion betont.”8

SchlieRlich wird drittens die Durchsetzung eines alternativen Ansatzes
fur eine europaische Lohnpolitik nur dann gelingen, wenn die derzeit domi-
nierende Sicht auf die Krise in Europa Uberwunden wird, wonach die
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Léhne die zentrale Anpassungsvariable zur Uberwindung ékonomischer
Ungleichgewichte darstellen. Anstelle einer engen Fokussierung auf die
Lohnfrage geht es um die Entwicklung eines grundlegend alternativen An-
satzes zur Koordinierung der Wirtschaftspolitik in Europa, bei der der
Lohnpolitik vor allem die Aufgabe zukommt, einen deflationstreibenden
Lohnsenkungswettlauf zu verhindern und zur Férderung eines nachhalti-
geren 6konomischen Entwicklungsmodells beizutragen.”
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Zusammenfassung

Als Antwort auf die Krise in Europa hat sich innerhalb der EU ein neues System der Eco-
nomic Governance herausgebildet. Im Rahmen einer intensivierten wirtschaftspolitischen
Koordinierung ist dabei die Lohnpolitik immer mehr ins Zentrum gertickt und hat neue For-
men einer direkten politischen Intervention in die Verfahren und Ergebnisse der nationalen
Tarifpolitik hervorgebracht. Die Zielsetzung dieses neuen lohnpolitischen Interventionis-
mus besteht darin, durch eine nach unten gerichtete Flexibilisierung der Léhne die preisli-
chen Wettbewerbsnachteile der sog. Defizitlinder gegeniiber den sog. Uberschusslan-
dern in Europa auszugleichen und damit die Léhne zur zentralen Anpassungsvariable bei
makrodkonomischen Ungleichgewichten zu machen. Hierbei werden primar drei Instru-
mente genutzt: die sog. ldnderspezifischen Empfehlungen im Rahmen des Europaischen
Semesters; die ,Memorandums of Understanding® zwischen der Troika und den Landern,
die auf internationale finanzielle Hilfe angewiesen sind; sowie den Kauf von Staatsanleihen
durch die Europaische Zentralbank. Im Ergebnis kommt es in zahlreichen europaischen
Landern zu umfassenden Lohnkirzungen und -stopps (insbesondere im offentlichen
Dienst), einer restriktiven Mindestlohnpolitik sowie einer radikalen Dezentralisierung bzw.
Aushoéhlung bestehender Flachentarifvertragssysteme.
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Anhang 1: Wesentliche Verinderungen in den nationalen
Tarifvertragssystemen unter dem Druck der Troika von EU,
EZB und IWF

Griechenland

Gesetz Nr. 3899/2010 vom 17. Dezember 2010: Einflihrung eines neuen Typus von ,speziellen
Unternehmenstarifvertrag” in Unternehmen mit groBen 6konomischen Schwierigkeiten. Die Unter-
nehmenstarifvertrage kdnnen Léhne und Arbeitsbedingungen festlegen die aus Arbeitnehmersicht
schlechter sind als die im Branchentarifvertrag festgelegten Bedingungen. Sie durfen allerdings nicht
schlechter sein als die im nationalen, branchenibergreifenden Tarifvertrag festgelegten Mindest-
standards. Die neuen Unternehmenstarifvertrage konnen entweder von den Gewerkschaften im
Unternehmen oder — wo diese nicht existieren — von den sektoralen Gewerkschaftsorganisationen
unterzeichnet werden.

Einflhrung von restriktiveren Bedingungen fir die Allgemeinverbindlicherklarung von sektoralen
Tarifvertragen, wonach mindestens 51% der Beschaftigten in tarifgebundenen Unternehmen tatig
sein mlssen.

Gesetz Nr. 4024/2011 vom 27. Oktober 2011: Einfihrung eines allgemeinen Vorrangs von Unter-
nehmenstarifvertragen vor sektoralen Tarifvertragen und Abschaffung des Glinstigkeitsprinzips. In
Firmen ohne Gewerkschaften oder mit weniger als 50 Beschaftigten kénnen Unternehmenstarifver-
trage auch von nicht-gewerkschaftlichen Arbeithehmervertretungen vereinbart werden, wenn diese
mindestens 3/5 der Belegschaft représentieren.

Gesetz Nr. 4046/2012 vom 14. Februar 2012: Verkiirzung der Nachwirkungsperiode bei ausgelau-
fenen oder gekiindigten Tarifvertragen auf drei Monate

Gesetz Nr. 4093/2012 vom 7. November 2012: Der nationale Mindestlohn wird nicht mehr im Rah-
men eines nationalen Tarifvertrages, sondern per Gesetz durch die Regierung festgelegt.

Ungarn

Revision des Arbeitsgesetzes vom 26 Oktober 2011: Wenn in Unternehmen keine Gewerkschaf-
ten vertreten sind, die mindestens 10% der Belegschaft organisieren, kdnnen auch Betriebsrate
Tarifvertrage vereinbaren. Tarifvertrage sowie individuelle Arbeitsvertrage kénnen unter bestimmten
Umstanden auch gesetzliche Bestimmungen aufheben.

Irland

Dezember 2009: Zusammenbruch des 22 Jahre alten Systems zentralisierter Lohnverhandlungen
auf nationaler Ebene, nachdem die Arbeitgeber das ,nationale Sozialpartnerabkommen* aufgekiin-
digt haben.

Industrial Relations (Amendment) Act 2012: Strengere Voraussetzungen fir die sogenannten
.Registered Employment Agreements“ (REAs) sowie der ,Employment Regulation Orders* (EROs),
durch die bislang in einer begrenzten Anzahl von Branchen (z. B. in der Landwirtschaft oder im Bau-
gewerbe) verbindliche Mindestléhne und Mindeststandards festgelegt wurden. Unternehmen haben
nun unter bestimmten Bedingungen die Mdglichkeit, von den Mindestbedingungen abzuweichen.

Italien

Nationales Tarifabkommen vom 22. Januar 2009: Einfiihrung einer allgemeinen Offnungsklausel,
wonach im Rahmen von Unternehmenstarifvertrdgen unter bestimmten Bedingungen auch Léhne
vereinbart werden konnen, die unterhalb des Niveaus der Branchentarifvertrage liegen (dieses
Abkommen wurde lediglich von der CISL und der UIL, nicht jedoch vom gréRten italienischen
Gewerkschaftsverband CGIL unterzeichnet).
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Nationales Tarifabkommen vom 28. Juni 2011: Alle sektoralen Tarifvertrage sollen Offnungsklau-
seln flr betriebliche Abweichungen enthalten. Diese betrieblichen Abweichungen miissen von einer
Mehrheit der betrieblichen Gewerkschaftsvertretung Rappresentanze Sindacali Unitarie (RSU)
unterzeichnet werden. Die Belegschaft muss den abweichenden Bestimmungen zustimmen, wenn
dies von mindestens einer der unterzeichnenden Gewerkschaften oder von mindestens 30% der
Beschéftigten gefordert wird.

Gesetz Nr. 148 vom 14. September 2011: Unternehmenstarifvertrage konnen generell im Hinblick
auf Léhne und Arbeitsbedingungen von sektoralen Tarifvertragen nach unten hin abweichen. Der
Unternehmenstarifvertrag muss von einer Mehrheit der reprasentativen Gewerkschaften im Unter-
nehmen unterzeichnet werden.

Portugal

Gesetz Nr. 23/2012 vom 25. Juni 2012 (bestatigt den Gesetzentwurf Nr. 46/XIl vom 2. Februar
2012): In Unternehmen mit 150 oder mehr Beschaftigten kdnnen Tarifvertrage auch von Betriebsra-
ten vereinbart werden, wenn sie von den Gewerkschaften hierzu autorisiert wurden.

Verordnung des Ministerrates Nr. 90/2012 vom 10. Oktober 2012: Einflihrung von restriktiveren
Kriterien fir die Allgemeinverbindlicherklarung von sektoralen Tarifvertragen, wonach die tarifgebun-
denen Unternehmen mindestens 50% aller beschaftigten eines Sektors reprasentieren missen.

Rumaénien

Gesetz Nr. 62/2011 vom 10. Mai 2011:

e Abschaffung des Tarifvertrages auf nationaler Ebene

e Abschaffung der automatischen Allgemeinverbindlichkeit (erga omnes) von sektoralen Tarifvertra-
gen, Allgemeinverbindlicherklarung ist zukiinftig nur noch dann méglich, wenn mehr als 50% aller
Beschaftigten in einem Sektor fir tarifgebundene Unternehmen arbeiten.

e Eine Gewerkschaft kann nur dann einen Unternehmenstarifvertrag verhandeln, wenn sie mehr als
50% der Beschaftigten in dem Unternehmen organisiert hat.

e \Wenn es keine reprasentative Gewerkschaft in einem Unternehmen gibt, kénnen auch andere,
nicht-gewerkschaftliche Arbeitnehmervertretungen Tarifvertrage vereinbaren.

Spanien

Konigliches Dekret Nr. 10/2010: Erleichtert die Moglichkeit fiir Unternehmen durch die Nutzung von
LHartefallklauseln“ im Rahmen von betrieblichen Vereinbarungen von sektoralen Tarifvertragen
abzuweichen. Wenn keine betriebliche Vereinbarung zustande kommt, kann eine Schlichtungsstelle
angerufen werden.

Konigliches Dekret Nr.7/2011 vom 10. Juni 2011: Die Mdglichkeit zur Nutzung von betrieblichen
Offnungsklauseln wird weiter ausgedehnt.

Gesetz Nr. 3/2012 vom 6. Juli 2012 (bestatigt das Konigliches Dekret Nr. 3/2012 vom

10. Februar 2012):

e Einflihrung eines allgemeinen Vorranges von Unternehmens- gegeniiber Branchentarifvertragen.

e Mdglichkeit durch Unternehmenstarifvertrage von Branchentarifvertragen abzuweichen; Abschaf-
fung des Glnstigkeitsprinzips. Die betrieblichen Abweichungsmdglichkeiten betreffen nahezu alles
Aspekte der Arbeitsbedingungen (einschlieflich Lohne, Lohnstrukturen, Arbeitszeiten, betriebliche
Sozialleistungen usw.)

¢ |In Unternehmen ohne Gewerkschaften kdnnen auch nicht-gewerkschaftliche Arbeitnehmervertre-
tungen Tarifvertrage vereinbaren.

e Begrenzung der Nachwirkungsperiode bei ausgelaufenen oder gekiindigten Tarifvertragen auf ein
Jahr (vorher unbegrenzt)

Quelle: Eigene Zusammenstellung auf der Grundlage von Clauwaert und Schémann
(2012), Waas (2013), European Labour Law Network (http://www.labourlawnetwork.eu/).

321



	Ein neuer europäischer Interventionismus? Die Auswirkungen des neuen Systems der europäischen Economic Governance auf Löhne und Tarifpolitik
	1. Einleitung
	2. Die Rolle der Lohnpolitik im Rahmen der neuen europäischen Economic Governance
	3. Europäische Interventionen in nationale Lohnpolitiken
	4. Auswirkungen des neuen europäischen Interventionismus auf die Entwicklung nationaler Lohnpolitiken
	4.1 Lohnkürzungen und Lohnstopps im öffentlichen Dienst
	4.2 Lohnkürzungen und Lohnstopps bei den nationalen Mindestlöhnen
	4.3 Dezentralisierung und Aushöhlung von Flächentarifverträgen
	4.4 Ein neues Muster der Lohnentwicklung in Europa

	5. Ausblick: Wohin entwickelt sich die europäische Lohnpolitik?
	Anmerkungen
	Literatur
	Zusammenfassung
	Anhang 1: Wesentliche Veränderungen in den nationalen Tarifvertragssystemen unter dem Druck der Troika von EU, EZB und IWF


